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Resolution an den 75. Österreichischen Städtetag  

Resiliente Städte - Finanzen, Sicherheit, Digitalisierung 

Beschluss am 11.06.2026 in Leoben 

 

Städte und Gemeinden erbringen zentrale öffentliche Dienstleistungen, sorgen für 

Infrastruktur, Wohnraum, Mobilität, Bildung und Sicherheit und sind unmittelbare 

Anlaufstelle für die Bevölkerung. Zugleich stehen sie vor vielfältigen und zum Teil 

tiefgreifenden Herausforderungen - etwa demografischer Wandel, Klimawandel, 

Digitalisierung und Fachkräftemangel - die langfristige Planung, Anpassungsfähigkeit 

und partnerschaftliche Lösungen zwischen den Ebenen erfordern. Ziel des 

gemeinschaftlichen Bemühens muss es sein, die Handlungsfähigkeit der 

Kommunalebene zu stärken, Mehrfachbelastungen zu vermeiden und faire, 

praktikable sowie rechtssichere Beteiligungs‑ und Finanzierungsregeln zu verankern.  

Die vorliegenden Empfehlungen richten sich an die Entscheidungsträger*innen auf 

EU‑, Bundes‑ und Landesebene und sollen eine verlässliche Grundlage für 

nachhaltige Investitionen und sichere kommunale Dienstleistungen schaffen. 

Zudem befasst sich die Resolution an den 75. Österreichischen Städtetag mit dem 

Thema „Digitale Gewalt“, das mit zunehmender Digitalisierung und technischer 

Weiterentwicklung im Bereich der Künstlichen Intelligenz weiter an 

gesellschaftspolitischer Relevanz gewinnt. 
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A) Europa 

 

Der Vorschlag der Europäischen Kommission zum Mehrjährigen Finanzrahmen 2028–

2034 der Europäischen Union (kurz: MFR 2028+) ist kein bloßer turnusmäßiger 

Budgetvorschlag, sondern markiert einen tiefgreifenden Umbau der gesamten EU-

Förderarchitektur. Die zukünftige Kohäsionspolitik soll stärker gebündelt, 

Förderprogramme zusammengeführt und die Steuerung stärker an Reform-, 

Leistungs- und Umsetzungslogiken gekoppelt werden. Kernstück sollen dabei 

Nationale und Regionale Partnerschaftspläne (NRPPs) sein, in denen bislang 

getrennte Förderprogramme (ESF+, EFRE, GAP) gebündelt werden. Für Bundesländer 

und vor allem Städte in Österreich hätte das unmittelbare Folgen für Planung, 

Programmierung, Kofinanzierung und Umsetzung. 

 

Forderungen an die EU-Institutionen 

I. Integrierte territoriale Entwicklung im MFR 2028+ verlässlich finanziell mit 

verbindlicher Mindestquote und klarer budgetärer Zweckbindung auf 

nationaler Ebene für die Städtische Dimension im Sinne der Studie 

„Navigating the European Commission‘s MFF Proposal for 2028-2034 - 

Empfehlung Nr. 3“1 absichern 

II. Rechtliche Verankerung der „Multi-Level-Governance“ unter verbindlicher 

Einbeziehung der lokalen Verwaltungsebene auf Augenhöhe und Ausstattung 

mit transparenten Beteiligungs-, Monitoring- und 

Rechenschaftsmechanismen  

III. Weiterhin ein formell abgesichertes Mitspracherecht von Städten und 

kommunalen Spitzenverbänden bei Entscheidungen über Prioritäten, 

Mittelbindung, Auswahlkriterien und Programmänderungen  

IV. Tatsächliche administrative und finanzielle Entlastung durch operative 

Vereinfachungen bei Städten und Gemeinden und deren Ex-ante-Prüfung auf 

Praxistauglichkeit, Aufwand und Steuerungswirkungen  

V. Kontrollen risikoorientiert, digital und verhältnismäßig ausgestalten und 

Doppelprüfungen durch nationale und europäische Stellen vermeiden  

 
1 Rubio, Eulalia & Cinzia Alcidi. 2026. Navigating the European Commission’s MFF Proposal for 2028-2034 - Mapping Risks 
and Opportunities for Cohesion Policy and Regional Development. Brussels: European Parliament, Policy Department for 
Regional Development, Agriculture and Fisheries. 
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VI. Zugang zum EU-Wettbewerbsfonds für Städte, Gemeindeverbände und 

kommunale Unternehmen in allen Regionen direkt, diskriminierungsfrei und 

rechtssicher ausstatten 

 

Forderungen an die Österreichische Bundesregierung und die Bundesländer  

VII. Bekenntnis zu einer territorialen und städtischen Dimension im 

österreichischen NRPP mit verbindlicher Mittelreservierung und klaren 

Governance-Regeln 

VIII. Verlässliche und frühzeitige Einbindung der kommunalen Ebene auf 

Augenhöhe in Planung, Programmierung, Umsetzung und Monitoring der 

territorialen und städtischen Dimension im NRPP 

IX. Maximale Flexibilität bei der Auswahl der am besten geeigneten territorialen 

Instrumente auf Bundesländerebene (bewährte lokale, integrierte 

Stadtentwicklungsansätze, Community Led Local Development, etc.) 

X. Keine Benachteiligung für integrierte Stadtentwicklungs- und Stadt-Umland-

Vorhaben gegenüber Förderprojekten in anderen Bereichen, insbesondere 

nicht durch verkürzte Fristen, unrealistische Meilenstein-Logiken oder zu 

kurzfristige Messzeiträume von Performance-Indikatoren 

XI. Städtische Kapazitäten und Sicherheit hinsichtlich der Planung, 

Kofinanzierung und Durchführung EU-finanzierter Maßnahmen auf 

kommunaler Ebene systematisch stärken 

XII. Nationale Verwaltungs- und Kontrollverfahren vereinfachen und 

transparenter gestalten (z.B. durch Einrichtung einer unabhängigen 

Schlichtungsstelle) 

 

B) Kommunale Finanzen und Daseinsvorsorge 

 

Städte und Gemeinden konnten im Jahr 2025 ihr öffentliches Defizit deutlich 

reduzieren. Konsolidierungen erfolgten im laufenden Betrieb vor allem durch 

Anpassungen bei Gebühren und Leistungsentgelten, weniger Investitionen (rund 1 

Mrd. auf kommunaler Ebene) sowie durch die Reduktion von Sachkosten - etwa 

durch Verschieben von Instandhaltungsmaßnahmen. Auch manche Zahlungen der 

Länder für den Haushaltsausgleich haben den laufenden Betrieb zusätzlich gestützt. 

Mehr Mittel für den Haushaltsausgleich bedeuten gleichzeitig eine Verschiebung von 

Fördermitteln weg von Investitionen hin zur Stabilisierung der laufenden Haushalte. 

Gemeinsam mit den gesunkenen Eigenmitteln der Gemeinden hat dies dazu geführt, 
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dass Investitionen deutlich zurückgefahren oder verschoben wurden. Diese 

Entwicklung trägt zwar kurzfristig zur Budgetentlastung bei, birgt jedoch erhebliche 

Risiken eines Investitionsrückstaus. Investitionen, die heute nicht getätigt werden, 

können künftig häufig nur mit deutlich höherem finanziellem Aufwand nachgeholt 

werden. 

 

Sparen allein reicht nicht aus. Es bedarf auch der Unterstützung durch Bund und 

Länder. 

XIII. Der Österreichische Städtebund begrüßt die im Juni 2025 eingesetzte 

Reformpartnerschaft Österreich zur gemeinschaftlichen Begegnung 

gesellschaftlicher und wirtschaftlicher Herausforderungen und hat sich in 

allen 4 Arbeitsgruppen aktiv eingebracht (Verfassungs- und 

Verwaltungsbereinigung, Bildung, Energie und Gesundheit). Der 

Österreichische Städtebund ersucht den Bund sowie die Länder im Rahmen 

sämtlicher angedachter Strukturreformen die finanzielle Lage der Städte und 

Gemeinden zu berücksichtigen. Im Ergebnis darf die Reformpartnerschaft 

Österreich zu keinen finanziellen Mehrbelastungen auf kommunaler Ebene 

führen.  

XIV. Freizeitpädagog:innen und Schulassistenzen sind nicht Aufgabe der Städte 

und Gemeinden. Als Schulerhalter sind sie für die Instandhaltung der 

Infrastruktur und für das dafür notwendige Personal (Schulwarte und 

Reinigungspersonal) zuständig. Eine Kompetenzbereinigung ist dringend 

umzusetzen. 

XV. Eine Erhöhung der aktuellen Grundsteuer war trotz des sehr überschaubaren 

Betrags politisch nicht umsetzbar. Die drohende Verfassungswidrigkeit und 

die sich häufenden Probleme mit dem Vollzug machen eine Reform der 

Bemessungsgrundlage und eine Modernisierung des Vollzugs jedoch 

unabdingbar und eine solche wird vom Bund nach wie vor mit Nachdruck 

gefordert. Die bereits bestehende Arbeitsgruppe im BMF soll dabei weiterhin 

Vorschläge für eine moderne, unbürokratische Grundsteuer erarbeiten. 

XVI. Die im Rahmen der Erstellung des Doppelbudgets angekündigten finanziellen 

Mittel zur Absicherung sowie zum Ausbau der Elementarpädagogik (2. 

Kindergartenjahr) sind im direkten Weg an die Städte und Gemeinden als 

verantwortliche Gebietskörperschaften auszuzahlen. 

XVII. Zudem sind die im FAG 2024 vorgesehenen Mittel, die im Bereich der 

Elementarpädagogik direkt an die Gemeinden fließen (sog. „Zukunftsfonds“, 

derzeit 50 %) zu erhöhen, um Planungssicherheit zu haben und den 

laufenden Betrieb abzusichern. 
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XVIII. Als Überbrückung - bis zu einer Anpassung der vertikalen Verteilung im FAG 

2029 - wird eine Weiterführung der Mittel aus § 28a FAG 2024 gefordert.  

XIX. Die Erhöhung der Finanzzuweisungen für den öffentlichen Verkehr (§24 FAG 

2024) mit dem FAG 2024 wurde ausdrücklich begrüßt. Der notwendige 

weitere Ausbau und die Umrüstung der Fahrzeugflotten erfordern aber eine 

weitere Anpassung, zumindest jedoch eine Valorisierung. Die 

Bundesregierung wird zudem ersucht, bereits vor Beginn der nächsten FAG-

Verhandlungen in Gespräche mit dem Städtebund hinsichtlich der 

langfristigen Sicherung der städtischen ÖPNV-Finanzierung zu treten. 

XX. Die seit Jahrzehnten erstmalige Erhöhung der Finanzzuweisungen für Theater 

(§29 FAG 2024) mit dem FAG 2024 wurde einhellig begrüßt. Die aktuelle 

Teuerung erfordert aber eine weitere Anpassung, zumindest jedoch eine 

Valorisierung. 

XXI. Mit dem Stabilitätsgesetz 2012 wurde die Vorsteuerabzugsfähigkeit bei 

hoheitlichen Bauten abgeschafft und damit das Errichten insb. von Schulen 

verteuert. Es wird um Wiedereinführung ersucht. Alternativ wäre eine 

Lösung analog zum Gesundheits- und Sozialbereich-Beihilfengesetz (GSBG) zu 

diskutieren. 

XXII. Die massiv gestiegenen Sicherheitsanforderungen und Anti-Terror-

Maßnahmen (bspw. versenkbare Poller) belasten die Haushalte insbesondere 

größerer Städte enorm. Das BMI vertritt die Rechtsansicht, dass abstrakte 

Bedrohungen Aufgabe der Ortspolizei sind und somit (in finanzieller Hinsicht) 

in die ausschließliche Zuständigkeit der Städte und Gemeinden fallen. Eine 

abweichende Regelung müsste im FAG vereinbart werden. Der 

Österreichische Städtebund ersucht den Bund um verstärkte 

organisatorische und finanzielle Unterstützung im Bereich der Terrorabwehr, 

da diese Themen keine rein kommunalen Aufgaben darstellen.  

XXIII. In Gesetzesentwürfen sowie beschlussreifen Verordnungsentwürfen des 

Bundes und der Länder ist nach Art. 1 der Vereinbarung über einen 

Konsultationsmechanismus eine Darstellung der finanziellen Auswirkungen 

aufzunehmen.2 Sowohl der Bund als auch die Länder kommen dieser 

Verpflichtung nur in unzureichendem Ausmaß nach. Die Bundesregierung 

sowie die Landesregierungen werden daher ersucht, die Qualität der 

Kostenschätzung in wirkungsorientierten Folgenabschätzungen von 

Rechtsakten hinsichtlich der Kosten der Städte und Gemeinden deutlich zu 

verbessern.  

 
2 Vereinbarung zwischen dem Bund, den Ländern und den Gemeinden über einen Konsultationsmechanismus und einen 
künftigen Stabilitätspakt der Gebietskörperschaften, BGBl. I Nr. 35/1999. 
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XXIV. Der Österreichische Städtebund fordert den uneingeschränkten Erhalt der 

europarechtlich verankerten Organisationsfreiheit. Städte, Gemeinden und 

kommunale Unternehmen müssen auch künftig ohne zusätzliche Hürden frei 

entscheiden können, ob sie öffentliche Aufgaben an den freien Markt 

auslagern, selbst erbringen (Eigenleistung), an eigene kontrollierte Einheiten 

vergeben (Inhouse) oder gemeinsam mit anderen öffentlichen Stellen 

erfüllen (öffentlich-öffentliche Kooperation). 

XXV. Lithiumbatterien und -akkus werden aufgrund ihrer hohen Leistungsstärke 

und Energiedichte im täglichen Gebrauch vielfältig eingesetzt. Jedoch steigt 

durch den vermehrten Einsatz auch das Risiko von Bränden in der 

Abfallwirtschaft. Nach einer Schätzung der Montanuniversität Leoben landen 

in Österreich jährlich 3 Mio. Stück Lithiumbatterien im Restmüll statt in der 

fachgerechten Sammlung - das entspricht etwa 2 Stück pro Tonne Abfall. 

Aber auch andere Abfallströme wie die Verpackungs- oder Papiersammlung 

sind massiv betroffen. Bei (mechanischer) Beschädigung können erhebliche 

Brandschäden an Fahrzeugen, Maschinen und ganzen Anlagen entstehen. In 

der österreichischen Abfallwirtschaft brennt es statistisch gesehen bis zu 

sechs Mal pro Tag. 2025 wurden insgesamt 36 größere Brandereignisse in 

Österreichs Entsorgungs- und Recyclingbetrieben identifiziert, bei denen 

Lithiumbatterien und -akkus als Brandursache vermutet werden. Die 

zahlreichen Brände stellen die kommunale Ebene zunehmend auch vor 

finanzielle Herausforderungen. 

In der EU-BatterienVO ((EU) 2023/1542), die für den Bereich 

Abfallbewirtschaftung (Kapitel VIII) mit 18. August 2025 in Kraft getreten ist, 

wurde die Prüfung der Entwicklung von nationalen und EU-weiten 

Pfandsysteme aufgenommen. Auch das österreichische Regierungsprogramm 

sieht die Einführung von Anreizmechanismen für die Rückgabe von 

Altbatterien vor. Mit Blick auf die offenen Märkte und den steigenden 

Onlinehandel ist es notwendig, ein Pfandsystem auf Lithiumbatterien und -

akkus einzuführen, das sämtliche Marktteilnehmer umfasst (stationärer wie 

überregionaler (Online-)Handel). Die Bundesregierung sowie die 

Vertreter:innen der Europäischen Institutionen werden daher um rasche 

Ausgestaltung und Umsetzung eines EU-weiten Pfandsystems für 

Lithiumbatterien und -akkus aufgefordert, um die falsche Entsorgung 

wirksam zu reduzieren, die Sicherheit in den Abfallwirtschaftsbetrieben zu 

erhöhen und die Betriebe der Abfallwirtschaft sowie die Städte und 

Gemeinden dadurch finanziell zu entlasten. Dabei sind die Städte und 

Gemeinden sowie die kommunale Abfallwirtschaft frühzeitig und umfassend 

in die organisatorische Ausgestaltung einzubinden. Die bestehenden 

kommunalen Sammelstrukturen und die praktische Erfahrung bei der 
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getrennten Sammlung von Altbatterien sind bei der Konzeption eines 

Pfandsystems zu berücksichtigen, um eine effiziente und bürgernahe 

Umsetzung zu gewährleisten. Darüber hinaus ist eine umfassende 

Information der Letztverbraucher über die Rückgabemöglichkeiten und die 

sichere Entsorgung von Lithiumbatterien und -akkus sicherzustellen. 

XXVI. Im Europäischen Parlament gibt es weiter Diskussionen um die 

Kommunalabwasserrichtlinie (KARL), allen voran die 

Herstellerverantwortung. Bestimmte Fraktionen wollen in einem „stop-the-

clock“-Verfahren die Umsetzung der KARL blockieren und Inhalte neu 

verhandeln. Kernargument ist dabei die aus ihrer Sicht mangelhafte 

Folgenabschätzung der Kommission. Für die kommunale Wasserwirtschaft 

besonders schlecht wäre eine Verständigung auf die Umsetzung der KARL bei 

gleichzeitiger „Ausklammerung“ der Herstellerverantwortung, da die 

Richtlinie bereits Überprüfungsmechanismen enthält und die Finanzierung 

der Viertbehandlung eng mit der Herstellerverantwortung verknüpft ist. 

Vor diesem Hintergrund haben 16 kommunale Verbände aus zehn Staaten - 

auch der Österreichische Städtebund - die Abgeordneten des Europäischen 

Parlaments in einem gemeinsamen Schreiben aufgefordert, die 

Herstellerverantwortung ohne weitere Verzögerungen umzusetzen. Sollte die 

Herstellerverantwortung dennoch politisch aufgeschoben werden, müsste 

aus Sicht der Verbände konsequenterweise auch die damit verbundene 

Verpflichtung zum Ausbau der Viertbehandlung entsprechend verschoben 

werden. Eine Entkopplung von Investitionspflichten und 

Finanzierungsmechanismus würde die kommunalen Abwasserunternehmen 

einseitig belasten. 

XXVII. Der Österreichische Städtebund ersucht die Länder ehestmöglich mit der 

jeweiligen Landesgruppe sowie den final von Art. 8 der 

Wiederherstellungsvorordnung betroffenen Städten und Gemeinden in 

Verbindung zu treten und einen gemeinsamen Diskurs über die Umsetzung 

zu beginnen. 

XXVIII. Der Österreichische Städtebund fordert den Bund und die Länder auf, alle 

nötigen rechtlichen Voraussetzungen zu schaffen, um den Städten und 

Gemeinden Umsetzungsmaßnahmen im Sinne der Renaturierung zu 

vereinfachen bzw. erst zu ermöglichen. Die bereits im Laufe des Prozesses 

festgehaltenen Vorschläge wie die flächendeckende Einführung einer 

Baumschutzverordnung sowie von Grünflächenzahlen, eines Ökokontos, 

Vorarbeiten für einen nationalen Kataster „Fassadenbegrünung“, etc. sind 

unter Beiziehung der Vertreter:innen der Städte und Gemeinden zu 

diskutieren und gegebenenfalls konsequent in Umsetzung zu bringen. 
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XXIX. Der Österreichische Städtebund ersucht den Bund sowie die Länder, die 

Städte und Gemeinden durch die Aufstockung bzw. erstmalige Schaffung von 

spezifischen Förderungen sowie der Berücksichtigung von Förderungen für 

Renaturierungsmaßnahmen im Rahmen der Verhandlungen zum 

Mehrjährigen Finanzrahmen der EU zum Zwecke der Erfüllung der EU-

Vorgaben zu unterstützen. 

 

C) Digitale Gewalt 

 

Digitale Gewalt ist ein weitverbreitetes, immer größer werdendes Problem. Frauen, 

Minderheiten und andere vulnerable Gruppen werden via Social Media, 

Computerspielen, Chatnachrichten und dergleichen verbal attackiert und 

gedemütigt. Gerade auch politische Funktionsträger:innen wie beispielsweise 

Bürgermeister:innen sind zunehmend von „Hass im Netz“ betroffen. Diese 

Anfeindungen haben reale gesundheitliche und gesellschaftliche Folgen. Opfer von 

digitaler Gewalt, vor allem Frauen, ziehen sich zurück, beziehungsweise meiden diese 

Orte der Demütigung und Anfeindung.  

Der Österreichische Städtebund setzt sich daher für Prävention, Sensibilisierung und 

Unterstützung ein. Bund und Länder werden aufgefordert, praktikable und wirksame 

rechtliche Rahmenbedingungen zu schaffen, um Menschen vor digitaler Gewalt zu 

schützen. Das wäre auch ein wesentlicher Schritt, um Demokratie, Rechtsstaatlichkeit 

sowie Menschenrechte und die Zivilgesellschaft zu stärken.  

Der Österreichische Städtebund unterstützt den Nationalen Aktionsplan gegen 

Gewalt an Frauen sowie die Umsetzung der EU-Richtlinie gegen Gewalt an Frauen 

und fordert die Bundesregierung auf, insbesondere bestehende Gesetzeslücken zu 

schließen: 

XXX. Der Österreichische Städtebund begrüßt die Möglichkeiten im Rahmen des 

Digital Service Acts gegen Deep Fakes vorzugehen. Dennoch braucht es 

weitreichende Maßnahmen, um die Verbreitung von Deep Fakes – auch jene 

mit pornographischem Inhalt, die zu einem Großteil Frauen betreffen - zu 

verhindern. So ist das Strafrecht dahingehend zu verschärfen, dass die 

Erstellung und Verbreitung von Deep Fakes geahndet werden können. Das 

Justizministerium arbeitet aktuell an einem Vorschlag; ein eigener 

Straftatbestand sollte dabei in Betracht gezogen werden. An oberster Stelle 

muss dabei der Schutz der Opfer (insbesondere Frauen) stehen. Anonyme 

und vertrauliche Meldeoptionen sind Voraussetzung, um gegen Deep Fakes 

vorzugehen. Die Kommunikationsbehörde Austria (KommAustria) bietet mit 

ihren „Trusted Flaggers“ bereits gute erste Möglichkeiten.  
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XXXI. Der Österreichische Städtebund unterstützt alle Maßnahmen, um gegen 

Plattformen, die digitale Gewalt zulassen, vorzugehen. Plattformen 

verdienen viel Geld damit, User:innen möglichst lang auf der Plattform zu 

halten und dabei viele Daten abzugreifen. So sollen beispielsweise 

gerichtliche Verfahren, die die Löschung von Hasspostings betreffen, 

erleichtert werden, wenn die Plattform ihren Sitz nicht in Österreich hat. 

Plattformen sollen auch verpflichtet werden, ausreichend zu moderieren und 

problematische Postings zeitnah zu löschen. Zudem verpflichtet der EU AI Act 

Anbieter von KI-Systemen, die Erstellung missbräuchlicher Inhalte wie 

sexualisierter Deep Fakes technisch zu erschweren. Soziale Medien, wie sie 

derzeit aufgebaut sind, tragen wesentlich zu Desinformation und Entwicklung 

von Extremismus in der Gesellschaft bei. Im Gegensatz zu Influencer:innen im 

Netz unterliegt der Journalismus einer Vielzahl von Regeln und Auflagen.  

XXXII. Das Fach Digitale Grundbildung ist seit dem Schuljahr 2022/23 an 

Mittelschulen und AHS-Unterstufen Pflicht und wesentlicher Baustein für 

digitale Medienkompetenz. Wesentlich dabei ist, Kindern und Jugendlichen 

Hilfestellungen zu geben – als Beispiel gilt das DigiGenderTool der Stadt 

Wien. Es braucht allerdings weitere Programme in der Erwachsenenbildung. 

Es ist ein geschlechtssensibler Zugang zu wählen und dieser auch in die 

Burschen- und Männerarbeit zu integrieren. Auch Mitarbeiter:innen der 
Städte und Gemeinden, insbesondere Elementarpädagog:innen und 
Öffentlichkeits- und Sozialarbeiter:innen sollen geschult werden, um 
Geschlechterstereotypen abzubauen. 

XXXIII. Regelmäßige Sensibilisierungs- und Informationskampagnen sollen die 

Zivilgesellschaft stärken und so vor digitaler Gewalt schützen. Im Kontext 

digitaler Gewalt gegen Frauen ist dabei der Abbau von Stereotypen, ein 

wertschätzendes Frauenbild und eine sensibilisierte (Bild)-Sprache essenziell 

um Hass gegen Frauen, der sich in den Sozialen Medien entlädt und weiter 

entwickelt, entgegen zu wirken.  

XXXIV. Meldestellen für Hass im Netz und Digitale Gewalt sind angehalten, Angriffe 

gegen Politiker:innen zu dokumentieren und nach Geschlecht, ethnischer 

Zugehöhrigkeit und Alter auszuwerten. 

XXXV. Personen, die digitale Gewalt erfahren haben, sollen leichten und schnellen 

Zugang zu Beratung, psychosozialer Hilfe und rechtliche Unterstützung 

bekommen. Dazu braucht es ausreichend Information über rechtliche 

Belange und anonyme und vertrauliche Möglichkeiten für eine Meldung oder 

Anzeige.  

XXXVI. Jenen Personen, die mit den Folgen von digitaler Gewalt arbeiten, ist eine 

ausreichende Weiterbildung und Schulung zu ermöglichen. Vor allem in der 
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Justiz braucht es mehr Personal, um alle Handlungen von Tätern bearbeiten 

und ahnden zu können. 

XXXVII. Die Bundesregierung ist aufgefordert, einmal im Jahr einen Bericht zu „Hass 

im Netz“ zu verfassen – inklusive einer Datenerhebung zu Vorfällen und einer 

Wirkungsanalyse von Maßnahmen, der dem Österreichischem Parlament 

vorzulegen ist.  

XXXVIII. Wirkungsvolle und zielgerichtete Präventionsarbeit ist der wichtigste Schritt, 

um digitale Gewalt erst gar nicht entstehen zu lassen. Um digitaler Gewalt 

gegen Frauen vorzubeugen, braucht es den konsequenten Ausbau von 

Männer- und Burschenarbeit. Der Städtebund-AK-Gleichstellungsindex zeigt 

klar auf, dass Burschen- und Männerberatungsstellen ausgebaut werden 

müssen; kein Mann oder Bursche soll zu einem Täter werden, egal ob online 

oder offline. Nur so kann die Spirale der Gewalt, die von Männern ausgeht, 

durchbrochen werden.  

XXXIX. Zuletzt haben mehrere Studien belegt, dass es durch eine starke Nutzung von 

Social Media zu Depressionen und Abhängigkeiten kommt. Die Aktion des 

Handyfastens, wo Schüler:innen rund drei Wochen auf ihr Handy verzichtet 

haben, wirkten sich positiv auf Stimmung, Schlaf und Psyche aus. Der 

Österreichische Städtebund unterstützt daher das von der Bundesregierung 

geplante Social Media-Verbot für unter 14-Jährige, wobei sich noch zeigen 

wird, ob die Maßnahme auf weitere Altersgruppen ausgedehnt werden 

sollte.  

XL. Der Österreichische Städtebund begrüßt die Einführung des sogenannten 

„Dick-Pics-Paragraphen“ (§ 218 StGB) als wesentlichen Schritt in die richtige 

Richtung, wobei erste Anlassfälle Defizite der Regelung deutlich machten und 

im Ergebnis nicht zu Verurteilungen führten. 

XLI. Der Österreichische Städtebund begrüßt, dass es auf Bundesebene ein 

nationales „No Hate Speech“-Komitee gibt, das gegen Rassismus, Sexismus 

und Diskriminierung arbeitet. Der Österreichische Städtebund unterstützt 

zudem alle Beratungsangebote, um sich gegen Hass, Cybermobbing oder 

anderer Formen von verbaler und psychischer Gewalt im Internet zu wehren. 

Einfache und schnelle Hilfe ist dabei oberstes Gebot.   

 

 


